
15.1.4 Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI): Gesetzliche Rentenversicherung 

Vom 18.12.1989 (BGBl. I S. 2261; ber. BGBl. 1990 I S. 1337), in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19.02.2002 (BGBl. I  S. 754, ber. S. 1404, 3384), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 03.04.2013 (BGBl. I S. 610) 

Erstes Kapitel   Versicherter Personenkreis 

Erster Abschnitt   Versicherung kraft Gesetzes 

§ 1   Beschäftigte 

Versicherungspflichtig sind 

(...) 

4. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige ähnlicher 

Gemeinschaften während ihres Dienstes für die Gemeinschaft und während der Zeit ihrer 

außerschulischen Ausbildung. 

(...) 

§ 5   Versicherungsfreiheit 

(1) Versicherungsfrei sind 

(...) 

2. sonstige Beschäftigte von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

deren Verbänden einschließlich der Spitzenverbände oder ihrer Arbeitsgemeinschaften, wenn ihnen 

nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen Anwartschaft auf Versorgung bei 

verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet und 

die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist, 

3. Beschäftigte im Sinne von Nummer 2, wenn ihnen nach kirchenrechtlichen Regelungen eine 

Anwartschaft im Sinne von Nummer 2 gewährleistet und die Erfüllung der Gewährleistung gesichert 

ist, sowie satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige 

ähnlicher Gemeinschaften, wenn ihnen nach den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft auf die in der 

Gemeinschaft übliche Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter gewährleistet und 

die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist, 

in dieser Beschäftigung und in weiteren Beschäftigungen, auf die die Gewährleistung einer 

Versorgungsanwartschaft erstreckt wird.  

(...) 

Über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie nach Satz 2 und die 

Erstreckung der Gewährleistung auf weitere Beschäftigungen entscheidet für Beschäftigte beim Bund 

und bei Dienstherren oder anderen Arbeitgebern, die der Aufsicht des Bundes unterstehen, der 

zuständige Bundesminister, im übrigen die oberste Verwaltungsbehörde des Landes, in dem die 

Arbeitgeber, Genossenschaften oder Gemeinschaften ihren Sitz haben. 

(...) 



(4) Versicherungsfrei sind Personen, die 

(...) 

2. nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 

kirchenrechtlichen Regelungen oder nach den Regelungen einer berufsständischen 

Versorgungseinrichtung eine Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze beziehen oder die in der 

Gemeinschaft übliche Versorgung im Alter nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 erhalten oder 

(...) 

§ 6   Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) Von der Versicherungspflicht werden befreit  

(...) 

2. Lehrer oder Erzieher, die an nicht-öffentlichen Schulen oder Anstalten beschäftigt sind, wenn 

ihnen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 

Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf 

Hinterbliebenenversorgung gewährleistet und die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist und wenn 

diese Personen die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 erfüllen,  

(...) 

Dritter Abschnitt   Nachversicherung, Versorgungsausgleich und Rentensplitting 

§ 8   Nachversicherung, Versorgungsausgleich und Rentensplitting  

(...) 

(2) Nachversichert werden Personen, die als 

(...) 

3. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen oder Angehörige 

ähnlicher Gemeinschaften oder 

4. Lehrer oder Erzieher an nicht-öffentlichen Schulen oder Anstalten 

versicherungsfrei waren oder von der Versicherungspflicht befreit worden sind, wenn sie ohne 

Anspruch oder Anwartschaft auf Versorgung aus der Beschäftigung ausgeschieden sind oder ihren 

Anspruch auf Versorgung verloren haben und Gründe für einen Aufschub der Beitragszahlung (§ 184 

Abs. 2) nicht gegeben sind. Die Nachversicherung erstreckt sich auf den Zeitraum, in dem die 

Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht vorgelegen hat 

(Nachversicherungszeitraum). Bei einem Ausscheiden durch Tod erfolgt eine Nachversicherung nur, 

wenn ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente geltend gemacht werden kann. 

Zweites Kapitel   Leistungen 

Zweiter Abschnitt   Renten 

Zweiter Unterabschnitt   Anspruchsvoraussetzungen für einzelne Renten 

Fünfter Titel   Rentenrechtliche Zeiten 



§ 56 Kindererziehungszeiten 

(...) 

(4) Elternteile sind von der Anrechnung ausgeschlossen, wenn sie 

(...) 

3. während der Erziehungszeit Anwartschaften auf Versorgung im Alter nach 

beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen 

Regelungen oder nach den Regelungen einer berufsständischen Versorgungseinrichtung aufgrund der 

Erziehung erworben haben, die systembezogen gleichwertig berücksichtigt wird wie die 

Kindererziehung nach diesem Buch. 

(...) 

Dritter Unterabschnitt   Rentenhöhe und Rentenanpassung 

Dritter Titel   Ermittlung der persönlichen Entgeltpunkte 

§ 71 Entgeltpunkte für beitragsfreie und beitragsgeminderte Zeiten (Gesamtleistungsbewertung) 

(...) 

(4) Soweit beitragsfreie Zeiten mit Zeiten zusammentreffen, die bei einer Versorgung aus einem 

1. öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 

2. Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 

Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 

ruhegehaltfähig sind oder bei Eintritt des Versorgungsfalls als ruhegehaltfähig anerkannt werden, 

bleiben sie bei der Gesamtleistungsbewertung unberücksichtigt. 

Viertes Kapitel   Finanzierung 

Zweiter Abschnitt   Beiträge und Verfahren 

Erster Unterabschnitt   Beiträge 

Zweiter Titel   Beitragsbemessungsgrundlagen 

§ 162   Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahmen sind 

(...) 

4. bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher 

Gemeinschaften die Geld- und Sachbezüge, die sie persönlich erhalten, jedoch bei Mitgliedern, denen 

nach Beendigung ihrer Ausbildung eine Anwartschaft auf die in der Gemeinschaft übliche Versorgung 

nicht gewährleistet oder für die die Gewährleistung nicht gesichert ist (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3), 

mindestens 40 vom Hundert der Bezugsgröße, 

(...) 



§ 163   Sonderregelung für beitragspflichtigte Einnahmen Beschäftigter 

(...) 

(3) Bei Arbeitnehmern, die ehrenamtlich tätig sind und deren Arbeitsentgelt infolge der 

ehrenamtlichen Tätigkeit gemindert wird, gilt auch der Betrag zwischen dem tatsächlich erzielten 

Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt, das ohne die ehrenamtliche Tätigkeit erzielt worden wäre, 

höchstens bis zur Beitragsbemessungsgrenze als Arbeitsentgelt (Unterschiedsbetrag), wenn der 

Arbeitnehmer dies beim Arbeitgeber beantragt. Satz 1 gilt nur für ehrenamtliche Tätigkeiten für 

Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, deren Verbände einschließlich der 

Spitzenverbände oder ihrer Arbeitsgemeinschaften, Parteien, Gewerkschaften, sowie Körperschaften, 

Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die wegen des ausschließlichen und unmittelbaren 

Dienstes für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke von der Körperschaftsteuer befreit 

sind. Der Antrag kann nur für laufende und künftige Lohn- und Gehaltsabrechnungszeiträume gestellt 

werden. 

(...) 

Dritter Titel   Verteilung der Beitragslast 

§ 168   Beitragstragung bei Beschäftigten 

(1) Die Beiträge werden getragen 

(...) 

4. bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher 

Gemeinschaften von den Genossenschaften oder Gemeinschaften, wenn das monatliche Arbeitsentgelt 

40 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im Übrigen von den Mitgliedern und 

den Genossenschaften oder Gemeinschaften je zur Hälfte, 

(...) 

Zweiter Unterabschnitt   Verfahren 

Vierter Titel   Nachzahlung 

§ 206   Nachzahlung für Geistliche und Ordensleute 

(1) Geistliche und sonstige Beschäftigte der als öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten 

Religionsgesellschaften, Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige 

vergleichbarer karitativer Gemeinschaften, die als Vertriebene anerkannt sind und vor ihrer 

Vertreibung eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 

ausgeübt haben, können, sofern sie eine gleichartige Beschäftigung oder Tätigkeit im Inland nicht 

wieder aufgenommen haben, auf Antrag für die Zeiten der Versicherungsfreiheit, längstens jedoch bis 

zum 1. Januar 1943 zurück, freiwillige Beiträge nachzahlen, sofern diese Zeiten nicht bereits mit 

Beiträgen belegt sind. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Zeiten der Versicherungsfreiheit bei einer Versorgung 

aus einem 

1. öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 



2. Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 

Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 

ruhegehaltfähig sind oder bei Eintritt des Versorgungsfalls als ruhegehaltfähig anerkannt werden. 

(3) Die Nachzahlung ist nur zulässig, wenn die allgemeine Wartezeit erfüllt ist oder wenn nach 

Wohnsitznahme im Inland für mindestens 24 Kalendermonate Pflichtbeiträge gezahlt sind. 

Fünftes Kapitel   Sonderregelungen 

Erster Abschnitt   Ergänzungen für Sonderfälle 

Zweiter Unterabschnitt   Versicherter Personenkreis 

§ 230   Versicherungsfreiheit 

(...) 

(2) Personen, die am 31. Dezember 1991 als versicherungspflichtige 

1. Beschäftigte von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder ihre 

Verbände oder 

2. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen oder Angehörige 

ähnlicher Gemeinschaften, 

nicht versicherungsfrei und nicht von der Versicherungspflicht befreit waren, bleiben in dieser 

Beschäftigung versicherungspflichtig. Sie werden jedoch auf Antrag unter den Voraussetzungen des 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 von der Versicherungspflicht befreit. (...) 

(...) 

§ 231   Befreiung von der Versicherungspflicht 

(...) 

(6) Personen, die am 31. Dezember 1998 eine nach § 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 oder § 229a Abs. 1 

versicherungspflichtige selbständige Tätigkeit ausgeübt haben, werden auf Antrag von dieser 

Versicherungspflicht befreit, wenn sie 

3. vor dem 10. Dezember 1998 eine anderweitige Vorsorge im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nr. 2 

oder Nr. 3 oder Satz 2 für den Fall der Invalidität und des Erlebens des 60. oder eines höheren 

Lebensjahres sowie im Todesfall für Hinterbliebene getroffen haben; Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und 3 und 

Satz 2 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des Datums 30. Juni 2000 jeweils das 

Datum 30. September 2001 tritt. 

(7) Personen, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung 

von der Versicherungspflicht befreit waren, bleiben in dieser Beschäftigung von der 

Versicherungspflicht befreit. 

(8) Personen, die die Voraussetzungen für eine Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung erfüllen, nicht aber die 

Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der ab 1. Januar 2009 geltenden Fassung, werden von 

der Versicherungspflicht befreit, wenn ihnen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder 



entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter 

Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung durch eine für einen bestimmten 

Personenkreis geschaffene Versorgungseinrichtung gewährleistet ist und sie an einer nichtöffentlichen 

Schule beschäftigt sind, die vor dem 13. November 2008 Mitglied der Versorgungseinrichtung 

geworden ist. 

§ 233a   Nachversicherung im Beitrittsgebiet 

(1) Personen, die vor dem 1. Januar 1992 aus einer Beschäftigung im Beitrittsgebiet ausgeschieden 

sind, in der sie nach dem jeweils geltenden, dem § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und § 230 Abs. 1 

Nr. 3 sinngemäß entsprechenden Recht nicht versicherungspflichtig, versicherungsfrei oder von der 

Versicherungspflicht befreit waren, werden nachversichert, wenn sie  

1. ohne Anspruch oder Anwartschaft auf Versorgung aus der Beschäftigung ausgeschieden sind 

und 

2. einen Anspruch auf eine nach den Vorschriften dieses Buches zu berechnende Rente haben 

oder aufgrund der Nachversicherung erwerben würden. 

Der Nachversicherung werden die bisherigen Vorschriften, die im Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland außerhalb des Beitrittsgebiets anzuwenden sind oder anzuwenden waren, fiktiv zugrunde 

gelegt; Regelungen, nach denen eine Nachversicherung nur erfolgt, wenn sie innerhalb einer 

bestimmten Frist oder bis zu einem bestimmten Zeitpunkt beantragt worden ist, finden keine 

Anwendung.  

(...) 

Für Personen, die aus einer Beschäftigung mit Anwartschaft auf Versorgung nach kirchenrechtlichen 

Regelungen oder mit Anwartschaft auf die in der Gemeinschaft übliche Versorgung im Sinne des § 5 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ausgeschieden sind, erfolgt eine Nachversicherung nach Satz 1 oder 2 nur, wenn 

sie bis zum 31. Dezember 1994 beantragt wird. 

(...) 

(3) Pfarrer, Pastoren, Prediger, Vikare und andere Mitarbeiter von Religionsgesellschaften im 

Beitrittsgebiet, für die aufgrund von Vereinbarungen zwischen den Religionsgesellschaften und der 

Deutschen Demokratischen Republik Beiträge zur Sozialversicherung für Zeiten im Dienst der 

Religionsgesellschaften nachgezahlt wurden, gelten für die Zeiträume, für die Beiträge nachgezahlt 

worden sind, als nachversichert, wenn sie einen Anspruch auf eine nach den Vorschriften dieses 

Buches zu berechnende Rente haben oder aufgrund der Nachversicherung erwerben würden.  

(4) Diakonissen, für die aufgrund von Vereinbarungen zwischen dem Bund der Evangelischen 

Kirchen im Beitrittsgebiet und der Deutschen Demokratischen Republik Zeiten einer Tätigkeit in den 

Evangelischen Diakonissenmutterhäusern und Diakoniewerken vor dem 1. Januar 1985 im 

Beitrittsgebiet bei der Gewährung und Berechnung von Renten aus der Sozialversicherung zu 

berücksichtigen waren, werden für diese Zeiträume nachversichert, wenn sie einen Anspruch auf eine 

nach den Vorschriften dieses Buches zu berechnende Rente haben oder aufgrund der 

Nachversicherung erwerben würden. Dies gilt entsprechend für Mitglieder geistlicher 

Genossenschaften, die vor dem 1. Januar 1985 im Beitrittsgebiet eine vergleichbare Tätigkeit ausgeübt 

haben. Für Personen, die nach dem 31. Dezember 1984 aus der Gemeinschaft ausgeschieden sind, geht 

die Nachversicherung nach Satz 1 oder 2 für Zeiträume vor dem 1. Januar 1985 der Nachversicherung 

nach Absatz 1 oder 2 vor. 



(...) 

Elfter Unterabschnitt   Finanzierung 

Zweiter Titel   Beiträge 

§ 277a   Durchführung der Nachversicherung im Beitrittsgebiet 

(...) 

(2) Für Pfarrer, Pastoren, Prediger, Vikare und andere Mitarbeiter von Religionsgesellschaften im 

Beitrittsgebiet, die nach § 233a Abs. 3 als nachversichert gelten, gilt die Nachversicherung mit den 

Entgelten als durchgeführt, für die Beiträge nachgezahlt worden sind. Die Religionsgesellschaften 

haben den Nachversicherten die jeweiligen Entgelte zu bescheinigen. 

(3) Für Diakonissen und Mitglieder geistlicher Genossenschaften im Beitrittsgebiet, die nach § 233a 

Abs. 4 nachversichert werden, ist Beitragsbemessungsgrundlage für Zeiten  

1. bis zum 31. Mai 1958 ein monatliches Arbeitsentgelt von 270 Deutsche Mark, 

2. vom 1. Juni 1958 bis 30. Juni 1967 ein monatliches Arbeitsentgelt von 340 Deutsche Mark, 

3. vom 1. Juli 1967 bis 28. Februar 1971 ein monatliches Arbeitsentgelt von 420 Deutsche Mark, 

4. vom 1. März 1971 bis 30. September 1976 ein monatliches Arbeitsentgelt von 470 Deutsche 

Mark und 

5. vom 1. Oktober 1976 bis 31. Dezember 1984 ein monatliches Arbeitsentgelt von 520 

Deutsche Mark. 

Die Beitragsbemessungsgrundlage ist für die Berechnung der Beiträge mit den entsprechenden Werten 

der Anlage 10 und mit dem Verhältniswert zu vervielfältigen, in dem im Zeitpunkt der Zahlung die 

Bezugsgröße (Ost) zur Bezugsgröße steht. § 181 Abs. 4 und § 277 Satz 3 bleiben unberührt. 

Zweiter Abschnitt   Ausnahmen von der Anwendung neuen Rechts 

Siebter Unterabschnitt   Leistungen an Berechtigte im Ausland  

§ 318   Ermessensleistungen an besondere Personengruppen 

(1) Versicherte, die nicht Deutsche sind und sich gewöhnlich im Ausland aufhalten, können die Rente 

wie Deutsche bei einem entsprechenden Aufenthalt erhalten, wenn sie 

(...) 

3. früher deutsche Staatsangehörige waren und als Angehörige deutscher geistlicher 

Genossenschaften oder ähnlicher Gemeinschaften aus überwiegend religiösen oder sittlichen 

Beweggründen mit Krankenpflege, Unterricht, Seelsorge oder ähnlichen gemeinnützigen Tätigkeiten 

außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 

beschäftigt waren und bis zum 31. Dezember 1984 Anspruch auf eine Rente entstanden ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Leistung von Renten an Hinterbliebene der in Absatz 1 

genannten Versicherten, die selbst weder Deutsche sind noch zu den Berechtigten nach Absatz 1 

gehören. Sie erhalten 70 vom Hundert der Rente an Hinterbliebene. 



(...) 

 


